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Industrie: 
Standort stärken, Wettbewerb sichern

Als Treiber von Forschung und Entwicklung, 

Vorreiter beim Einsatz von Klima- und Um-

welttechnologien sowie maßgebliches Glied 

von Wertschöpfungsketten prägt die Indust-

rie die gesamtwirtschaftliche Entwicklung 

am Standort Deutschland und in Europa ent-

scheidend. Durch ihre Produktivität sichert 

die Industrie gut bezahlte Jobs am Standort 

Deutschland. 

Der industrielle Kern ist zudem Grundlage für 

das Netzwerk Industrie am Standort 

Deutschland – ein enger Verbund von Produ-

zenten, Zulieferern und Dienstleistern mit 

Start-Ups, kleinen und mittelständischen 

Unternehmen und der Großindustrie. Das 

Netzwerk Industrie steht vor einer Vielzahl 

von Herausforderungen wie der digitalen und 

grünen Transformation und dem demografi-

schen Wandel. Zudem kommen zu einer 

schwierigen konjunkturellen Lage 

wachsende strukturelle Defizite am Standort 

Deutschland. Dazu gehören schleppende Pla-

nungs- und Genehmigungsverfahren, hohe 

Energiekosten, aber auch eine Fülle von bü-

rokratischen Auflagen. Der heimische Stand-

ort verliert an Attraktivität. Die Folge ist, dass 

notwendige Investitionen unterbleiben oder 

gar an anderen Standorten getätigt werden. 

Dies wirft nicht nur den Industriestandort 

Deutschland zurück, sondern auch Europa. 

Umso wichtiger ist daher eine Politik, die auf 

eine Verbesserung der Standortfaktoren setzt 

und auf marktwirtschaftlichen Prinzipien be-

ruht. Von solch einer horizontalen Industrie-

politik profitiert die Breite der Wirtschaft. 

Eine vertikale Industriepolitik in Form von se-

lektiven staatlichen Eingriffen kann hinge-

gen marktverzerrende Effekte erzeugen und 

sollte nur in besonders gut begründeten Aus-

nahmefällen zum Einsatz kommen. 

Folgende Leitlinien sollten das wirtschafts-

politische Handeln bestimmen: 

• Mehr Investitionen durch wettbewerbsfä-

hige Standortfaktoren (DE+EU)

• Attraktivität auch für ausländische Investi-

tionen erhöhen (DE)

• Wertschöpfungsketten stärken – vor allem

durch Innovationen (DE+EU)

• Kritische Abhängigkeiten verringern und in

Zukunft verhindern (EU)

• Clusterpotentiale für die Industrie nutzen

(DE)

• Akzeptanz von Industrie erhöhen (DE+EU)

zum Feedback-Formular

https://www.ihk.de/rheinhessen/standort/wirtschaftspolitik/beteiligungsportal/beteiligung-wipos-4889876
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Mehr Investitionen durch wettbewerbsfä-

hige Standortfaktoren (DE+EU) 

Um den Industriestandort Deutschland zu er-

halten und zu stärken, sind verlässliche Rah-

menbedingungen für die Unternehmen eine 

notwendige Voraussetzung. Das gibt ihnen 

vor allem die nötige Planungssicherheit für 

Investitionen. Zu den relevanten Standort-

faktoren für die Industrie zählen insbeson-

dere eine bezahlbare, verlässliche und klima-

schonende Energieversorgung, eine gut aus-

gebaute Infrastruktur, d. h., eine leistungs-

starke Verkehrsanbindung, eine umfassende 

Versorgung mit digitalen Netzen, und ein 

ausreichend großes Potenzial an kurzfristig 

nutzbaren Industrie- und Gewerbeflächen. 

Benötig werden zudem eine langfristige Pla-

nungssicherheit für die Rohstoffversorgung 

sowie gut ausgebildete Fachkräfte. Darüber 

hinaus braucht ein international wettbe-

werbsfähiger Industriestandort ein modernes 

Steuersystem, bürokratische Entlastungen 

und eine digitale Verwaltung. Insgesamt soll-

ten neue Regelungen auf nationaler und eu-

ropäischer Ebene stärker als bisher die Wett-

bewerbsfähigkeit der deutschen und europä-

ischen Industrie gegenüber ihren globalen 

Konkurrenten im Blick haben und die Inves-

titionsbereitschaft anregen.  

Attraktivität auch für ausländische Investi-

tionen erhöhen (DE) 

Als stark exportorientierte Nation ist der In-

dustriestandort Deutschland auf offene 

Märkte und auch auf ausländisches Kapital 

angewiesen. Wettbewerbsfähige Standort-

faktoren helfen, ausländisches Kapital ins 

Land zu bekommen. Dazu gehört auch der 

Schutz des Eigentums sowie die Kapitalver-

kehrsfreiheit als Eckpfeiler der marktwirt-

schaftlichen Grundordnung. Unternehmen 

sollten über ihr Eigentum frei verfügen dür-

fen, um auf Marktveränderungen reagieren 

zu können. Deswegen sollten staatliche Be-

schränkungen, Unternehmen im Ganzen oder 

in Teilen an ausländische Investoren zu ver-

äußern, sehr gut begründet und gerichtlich 

überprüfbar sein. Die Politik sollte sich dafür 

einsetzen, dass staatliche Eingriffe bei aus-

ländischen Kapitalbeteiligungen an deut-

schen Unternehmen die Ausnahme bleiben. 

Eingriffe sollten vorrangig dazu dienen, die 

öffentliche Sicherheit und Ordnung auf-

rechtzuerhalten. 

Wertschöpfungsketten stärken – vor allem 

durch Innovationen (DE+EU) 

Um Wertschöpfungsketten hierzulande zu 

stärken, benötigen Unternehmen neben 

funktionierenden Standortfaktoren vor allem 

ein innovationsfreundliches Umfeld für alle 

Teile der Wertschöpfungskette. Dafür 

braucht es einerseits breit angelegte, flexible, 

technologieoffene und bürokratiearme An-

sätze in der Forschungspolitik auch mit Hilfe 

von Reallaboren und andererseits eine stär-

kere Nutzung industrierelevanter Quer-

schnittstechnologien. Dazu zählt z. B. Künst-

liche Intelligenz (KI) oder auch Kreislaufwirt-

schaft, deren Anwendung von Wirtschaft, 

Wissenschaft und Politik gemeinsam ge-

stärkt werden sollte.  

Wenn staatliche Maßnahmen auf europäi-

scher Ebene zur Stärkung von mitgliedstaa-

tenübergreifenden Wertschöpfungsketten 

ergriffen werden, so sollten sie solche Berei-

che adressieren, die eine Entlastung für die 

Breite der Unternehmen schaffen. Dazu ge-

hört z. B. ein beschleunigter Zugang zu hei-

mischen Rohstoffen, das Entwickeln der not-

wendigen Fachkräfte oder das Beseitigen von 
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regulatorischen Hürden etwa bei Planungs- 

und Genehmigungsverfahren.. 

Kritische Abhängigkeiten verringern und in 

Zukunft verhindern (EU) 

Bei einseitigen kritischen Abhängigkeiten der 

EU von anderen Ländern können klar defi-

nierte und zielgerichtete staatliche Maßnah-

men sinnvolle Ergänzungen sein. Anstatt ein-

zelstaatlicher Alleingänge sollte die EU sol-

che Initiativen auf europäischer Ebene koor-

dinieren (bspw. im Rahmen von „Important 

Projects of Common European Interest“) und 

nur im Austausch mit der Wirtschaft ergrei-

fen. Allerdings sollten solche Eingriffe nur in 

wenigen und gut begründeten Ausnahmefäl-

len zum Einsatz kommen.  

Perspektivisch ist es jedoch wichtig, die Ur-

sachen für einen teilweise verlorenen An-

schluss in manchen wichtigen Technologie-

feldern zu beseitigen. Dazu gehört v. a. die 

Anpassung unternehmerischer Rahmenbe-

dingungen, so dass zukünftige innovative 

Technologien von Unternehmen in der EU 

global wettbewerbsfähig entwickelt und pro-

duziert werden können und Importabhängig-

keiten bei strategisch wichtigen Produkten 

zukünftig gar nicht erst entstehen.  

Clusterpotenziale für die Industrie nutzen 

(DE) 

Cluster leisten einen wichtigen Beitrag zur 

Vernetzung von verschiedenen Akteuren, so 

aus Wirtschaft sowie Wissenschaft, Zivilge-

sellschaft oder Politik – und das über Bran-

chen und Technologien hinweg. Sie können 

damit Forschung, Innovation sowie unter-

nehmerische Dynamik fördern, dadurch 

Transformationsprozesse in Gang setzen und 

auch als Reallabor tätig werden. Erfolgreiche 

Cluster lassen sich allerdings nicht politisch 

verordnen, sondern brauchen mittel- und 

langfristig selbsttragende Strukturen. Basis 

politischer Aktivität auf diesem Feld sollten 

dabei die Bedürfnisse und Aktivitäten der 

Unternehmen vor Ort sein („Bottom-up“-An-

satz). Eine Clusterförderung (z. B. für ein 

Clustermanagement) sollte zeitlich begrenzt 

und degressiv ausgestaltet sein. 

Akzeptanz von Industrie erhöhen (DE+EU) 

Die Industrie stemmt hierzulande über 80 

Prozent der privatwirtschaftlichen Ausgaben 

für Forschung und Entwicklung (FuE). Diese 

neuen Technologien müssen aber auch ge-

sellschaftlich verstanden und akzeptiert wer-

den. Das gilt nicht zuletzt mit Blick auf den 

weltweiten Wettlauf um Innovationen. Ent-

sprechend notwendig ist es, den Stellenwert 

der Industrie für Innovation, aber auch für 

Stabilität und Beschäftigung noch stärker als 

bisher aufzeigen. Hierbei spielen neben Me-

dien auch regionale Industrieinitiativen un-

ter Beteiligung der Wirtschaft und der IHKs 

eine wichtige Rolle. Um die Aufgeschlossen-

heit gegenüber dem technologischen Fort-

schritt zu fördern, sollten zudem Wirtschaft, 

Politik, Medien sowie Schulen und Hoch-

schulen noch stärker als bisher zusammenar-

beiten – auf regionaler, nationaler und euro-

päischer Ebene. Bereits in der schulischen 

Ausbildung sollten ein besseres Verständnis 

und Interesse für Innovation und Technolo-

gien geweckt werden (vgl. Kapitel „Fachkräf-

tesicherung: Berufliche Bildung stärken – 

Fachkräftepotenziale heben“).  




